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Allgemeine Geschäftsbedingungen  
der Syniq GmbH 

I. Allgemeines, Geltungsbereich
 
1.  Die vorliegenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für alle unsere Geschäftsbeziehungen mit 

unseren Kunden. Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten nur, wenn der Kunde Unternehmer (§ 14 
BGB), eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich- rechtliches Sondervermögen ist. 

2.  Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten in ihrer jeweiligen Fassung als Rahmenvereinbarung auch 
für künftige Verträge mit demselben Kunden, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen 
müssten; über Änderungen unserer Allgemeinen Geschäftsbedingungen werden wir den Kunden in diesem 
Fall unverzüglich informieren. 

3.  Unsere Geschäftsbedingungen gelten ausschließlich, entgegenstehende oder von unseren Geschäftsbedin-
gungen abweichende Bedingungen des Kunden werden nicht anerkannt, es sei denn, es wird ausdrücklich 
schriftlich ihrer Geltung zugestimmt. Abweichenden Bedingungen des Kunden wird hiermit ausdrücklich 
widersprochen. Unsere Geschäftsbedingungen gelten auch dann, wenn wir in Kenntnis entgegenstehender 
oder von unseren Geschäftsbedingungen abweichender Bedingungen des Kunden die Lieferung an den 
Kunden vorbehaltlos ausführen. 

4.  Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Kunden (einschließlich Nebenabreden, Er-
gänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen Geschäftsbedingungen. Für den Inhalt 
derartiger Vereinbarungen ist ein schriftlicher Vertrag bzw. unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. 

5.  Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Vertragsschluss vom Kunden uns gegenüber abzuge-
ben sind (z. B. Fristsetzungen, Mängelanzeigen, Erklärung von Rücktritt oder Minderung), bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der Schriftform. 

6.  Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine der-
artige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen Geschäftsbedingungen 
nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

II. Vertragsschluss 
 
1.  Der Kunde kann aus unserem Sortiment Produkte/Medien für den Bereich Marketing und Vertrieb, insbe-

sondere Handzettel und Plakate auswählen und mit unserem Konfigurator selbst nach eigenen Vorstellun-
gen gestalten. Über den Button „Buchung abschließen“ gibt er einen verbindlichen Antrag zum Kauf des 
von ihm konfigurierten Produktes. Vor Abschicken der Bestellung kann der Kunde die Bestellung jederzeit 
ändern und einsehen. Der Antrag kann jedoch nur abgegeben und übermittelt werden, wenn der Kunde 
durch Klicken auf den Button „AGB akzeptieren“ diese Vertragsbedingungen akzeptiert und dadurch in 
seinen Antrag aufgenommen hat. 

2.  Wir schicken daraufhin dem Kunden eine automatische Empfangsbestätigung per E- Mail zu, in welcher die 
Bestellung des Kunden nochmals aufgeführt wird und die der Kunde über die Funktion „Drucken“ ausdru-
cken kann. Die automatische Empfangsbestätigung dokumentiert lediglich, dass die Bestellung des Kunden 
bei uns eingegangen ist, und stellt keine Annahme des Antrags dar. Der Vertrag kommt erst durch die 
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Abgabe der Annahmeerklärung durch uns zustande, die mit einer gesonderten E- Mail (Auftragsbestätigung) 
versandt wird. In dieser E- Mail oder in einer separaten E- Mail, jedoch spätestens bei Lieferung des Produk-
tes/Mediums, wird der Vertragstext (bestehend aus Bestellung, AGB und Auftragsbestätigung) dem Kunden 
von uns auf einem dauerhaften Datenträger (E- Mail oder Papierausdruck) zugesandt (Vertragsbestätigung). 
Der Vertragstext wird unter Wahrung des Datenschutzes gespeichert.

3. Der Vertragsschluss erfolgt in deutscher Sprache.

III. Mitwirkungspflichten des Kunden

Der Kunde stellt uns alle für die Durchführung der Bestellung benötigten Daten und Unterlagen unentgeltlich zur 
Verfügung. Wir sind nicht verpflichtet, diese Daten und Unterlagen auf Vollständigkeit und Richtigkeit zu über-
prüfen. Er sichert uns zu, für alle eingesandten Logos, Fotos, Bilder, Skizzen und Texte im Besitz der vollständigen 
und uneingeschränkten Nutzungsrechte zu sein und stellt uns von allen Urheberrechtsforderungen Dritter frei. 
Alle Arbeitsunterlagen werden von uns sorgsam behandelt, vor dem Zugriff Dritter geschützt, nur zur Erarbeitung 
der jeweiligen Bestellung genutzt und werden – soweit es sich nicht um digitale Daten handelt – nach Beendi-
gung des Auftrages an den Kunden zurückgesandt.

IV. Preise, Zahlungsbedingungen, Verzugszinsen

1.  Unsere Preise verstehen sich, wenn nichts anderes vereinbart ist, als Nettopreis in Euro zuzüglich Mehrwert-
steuer in gesetzlicher Höhe.

2.  Der Kunde zahlt auf Rechnung.

3.  Die Versendung von Rechnungen erfolgt auf elektronischem Wege. Rechnungen in Papierform werden nur 
auf Wunsch erstellt.

4.  Der Kunde hat während des Verzuges die Geldschuld in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
der Europäischen Zentralbank zu verzinsen. Wir behalten uns vor, einen höheren Verzugsschaden nachzu-
weisen und geltend zu machen.

V. Liefertermine und Fristen

1.  Lieferzeitangaben sind unverbindlich (insbesondere begründen sie bei Überschreitung keinen Schuldner-
verzug), sofern nicht ein bestimmter Liefertermin ausdrücklich und schriftlich als verbindlich vereinbart 
wird. Eine verbindliche Lieferfrist ist eingehalten, wenn bis zu deren Ende:

 
 a)  im Falle der Abholung durch den Kunden die Ware zur Abholung durch den Kunden am Leistungsort 

bereitgehalten wird oder

 b)  im Falle der Versendung des Produktes/Mediums an einen anderen Ort als den Leistungsort die Ware 
an eine Transportperson übergeben wurde und unser Werk/Lager verlassen hat.

2.  Der Eintritt des Lieferverzugs bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften. In jedem Fall ist eine Mah-
nung des Kunden erforderlich.

3.  Lieferungen, die vor der in unserer Auftragsbestätigung genannten Lieferzeit erfolgen, sind zulässig, sofern 
kein erkennbares Interesse des Kunden entgegensteht.
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VI. Versand, Gefahrübergang

1.  Die Lieferung erfolgt EXW (Incoterms 2010) Lager Erbacher Straße 87, 64287 Darmstadt.

2.  Auf Verlangen und Kosten des Kunden wird die Ware an einen anderen Bestimmungsort versandt (Versen-
dungskauf). Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind wir berechtigt, die Art der Versendung (insbe-
sondere Transportunternehmen, Versandweg, Verpackung) selbst zu bestimmen. Eine Versicherung des 
Produktes/Mediums gegen Transportschäden und sonstige Risiken erfolgt nur auf ausdrücklichen Wunsch 
und Kosten des Kunden.

3.  Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung des Produktes/Mediums geht 
spätestens mit der Übergabe auf den Kunden über. Beim Versendungskauf geht jedoch die Gefahr des zufäl-
ligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung des Produktes/Mediums sowie die Verzögerungsge-
fahr bereits mit Auslieferung des Produktes/Mediums an den Spediteur, den Frachtführer oder die sonst zur 
Ausführung der Versendung bestimmte Person oder Anstalt über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist 
diese für den Gefahrübergang maßgebend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn der Kunde 
im Verzug mit der Annahme ist.

4.  Kommt der Kunde in Annahmeverzug, unterlässt er eine Mitwirkungshandlung oder verzögert sich unsere 
Lieferung aus anderen, vom Kunden zu vertretenden Gründen, so sind wir berechtigt, Ersatz des hieraus 
entstehenden Schadens einschließlich Mehraufwendungen (z. B. Lagerkosten) zu verlangen.

VII. Aufrechnung, Zurückbehaltung

Das Recht zur Aufrechnung und Zurückbehaltung steht dem Kunden nur zu, wenn seine Gegenansprüche rechts-
kräftig festgestellt oder unbestritten oder von uns anerkannt sind. Außerdem ist er zur Ausübung eines Zurückbe-
haltungsrechts nur insoweit befugt, als sein Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis beruht.

VIII. Höhere Gewalt/Selbstbelieferung

1.  Erhalten wir aus von uns nicht zu vertretenden Gründen Lieferungen oder Leistungen von Unterlieferanten 
oder von Subunternehmern trotz ordnungsgemäßer kongruenter Eindeckung (das heißt in Quantität und 
Qualität gemäß der mit dem Kunden vereinbarten Lieferung) nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig, so 
werden wir den Kunden rechtzeitig schriftlich informieren. In diesem Fall sind wir berechtigt, die Lieferung 
bzw. Leistung um die Dauer der Behinderung hinauszuschieben oder wegen des noch nicht erfüllten Teils 
vom Vertrag ganz oder teilweise zurückzutreten, soweit wir unseren Informationspflichten nachgekommen 
sind und nicht das Beschaffungsrisiko bzw. Herstellungsrisiko übernommen haben und das Leistungshin-
dernis nicht nur vorübergehender Natur ist.

2.  Absatz (1) gilt entsprechend, wenn Ereignisse höherer Gewalt eintreten, d. h. unverschuldete Leistungs-
hindernisse, mit einer Dauer von mehr als 14 Kalendertagen. Der höheren Gewalt stehen gleich Streik, 
Aussperrung, behördliche Eingriffe, Energie- und Rohstoffknappheit, unverschuldete Transport engpässe, 
unverschuldete Betriebsbehinderungen zum Beispiel durch Feuer, Wasser und Maschinenschäden und alle 
sonstigen Behinderungen, die bei objektiver Betrachtungsweise nicht von uns herbeigeführt worden sind.
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3.  Ist ein Liefer- bzw. Leistungstermin oder eine Liefer-  bzw. Leistungsfrist verbindlich vereinbart und wird 
aufgrund von Ereignissen nach Absatz (1) der vereinbarte Liefer- bzw. Leistungstermin oder die vereinbarte 
Liefer-  bzw. Leistungsfrist um mehr als vier Wochen überschritten, oder ist bei unverbindlichem Leistungs-
termin das Festhalten am Vertrag für den Kunden objektiv unzumutbar, so ist der Kunde berechtigt, wegen 
des noch nicht erfüllten Teils vom Vertrag zurückzutreten. Weitere Rechte des Kunden, insbesondere Scha-
densersatzansprüche, bestehen in diesem Fall nicht.

IX.  Eigentumsvorbehalt

Alle dem Kunden gelieferten Produkte/Medien bleiben bis zur vollständigen Bezahlung aller unserer gegenwärtig 
und zukünftig bestehenden Forderungen aus der Geschäftsverbindung, gleich aus welchem Rechtsgrund, unser 
Eigentum.

X.  Urheber-  und Nutzungsrechte

1.  Der Kunde erwirbt mit der vollständigen Zahlung des vereinbarten Kaufpreises die für den vertraglich 
vereinbarten Verwendungszweck erforderlichen Nutzungsrechte. Soweit nicht anders vereinbart ist, wird 
nur das einfache Nutzungsrecht übertragen. Wir bleiben in jedem Fall, auch wenn wir das ausschließliche 
Nutzungsrecht eingeräumt haben, berechtigt, unsere Entwürfe und Vervielfältigungen davon im Rahmen 
der Eigenwerbung in allen Medien zu verwenden. Diese Übertragung der Nutzungsrechte gilt, soweit eine 
Übertragung nach deutschem Recht möglich ist, für die vereinbarte Nutzung weltweit. Nutzungsrechte an 
Arbeiten, die bei Beendigung des Vertrages noch nicht bezahlt sind, verbleiben vorbehaltlich anderweitig 
getroffener Abmachungen bei uns.

2.  Die im Rahmen der Bestellung erbrachten Leistungen sind als persönliche geistige Schöpfungen durch das 
Urheberrechtsgesetz geschützt. Diese Regelung gilt auch dann als vereinbart, wenn die nach dem Urheber-
rechtsgesetz erforderliche Schöpfungshöhe nicht erreicht ist.

3.  Die Übertragung eingeräumter Nutzungsrechte an Dritte bedarf unserer Einwilligung.

XI.  Gewährleistung

1.  Soweit die von uns an den Kunden gelieferten Produkte/Medien nicht selbst von uns hergestellt worden 
sind, sondern vom Vorlieferanten bezogen wurden, kommen wir unseren Gewährleistungspflichten vorran-
gig dadurch nach, dass wir sämtliche Gewährleistungsansprüche gegenüber unseren Vorlieferanten an den 
Kunden abtreten. Diese Abtretung wird durch den Kunden angenommen.

2.  Soweit Gewährleistungsansprüche von unseren Vorlieferanten nicht erfüllt werden sowie in allen übrigen 
Fällen haften wir für Sachmängel, wenn und soweit die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind bzw. nach 
Maßgabe der nachfolgenden Absätze.

3.  Für die Rechte des Kunden bei Sach-  und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch-  und Minderlieferung 
sowie unsachgemäßer Montage oder mangelhafter Montageanleitung) gelten die gesetzlichen Vorschriften, 
soweit im Nachfolgenden nichts anderes bestimmt ist. In allen Fällen unberührt bleiben die gesetzlichen 
Sondervorschriften bei Endlieferung des Produktes/Mediums an einen Verbraucher (Lieferantenregress 
gemäß §§ 478, 479 BGB).
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4.  Soweit die Beschaffenheit des Produktes/Mediums nicht vereinbart wurde, ist nach der gesetzlichen Rege-
lung zu beurteilen, ob ein Mangel vorliegt oder nicht (§ 434 Abs. 1 S. 2 und 3 BGB).

5.  Die Mängelansprüche des Kunden setzen voraus, dass er seinen gesetzlichen Untersuchungs-  und Rüge-
pflichten (§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Zeigt sich bei der Untersuchung oder später ein Mangel, 
so ist uns hiervon unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. Versäumt der Kunde die ordnungsgemäße 
Untersuchung und/oder Mängelanzeige, so gilt das gelieferte Produkt/Medium als genehmigt.

6.  Ist die gelieferte Sache mangelhaft, können wir zunächst wählen, ob wir Nacherfüllung durch Beseitigung 
des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) leisten. 
Unser Recht, die Nacherfüllung unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt.

7.  Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, dass der Kunde den fälligen 
Kaufpreis bezahlt. Der Kunde ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel angemessenen Teil des 
Kaufpreises zurückzubehalten.

8.  Der Kunde hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben, insbe-
sondere die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle der Ersatzlieferung hat uns der 
Kunde die mangelhafte Sache nach den gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben.

9.  Die Nacherfüllung beinhaltet weder den Ausbau der mangelhaften Sache noch den erneuten Einbau, wenn 
wir ursprünglich nicht zum Einbau verpflichtet waren.

10.  Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport- , We-
ge- , Arbeits-  und Materialkosten (nicht: Ausbau-  und Einbaukosten), tragen wir, wenn tatsächlich ein Mangel 
vorliegt. Stellt sich jedoch ein Mangelbeseitigungsverlangen des Kunden als unberechtigt heraus, können 
wir die hieraus entstandenen Kosten vom Kunden ersetzt verlangen. In jedem Fall hat der Kunde diese 
selbst zu tragen, soweit die Aufwendungen sich erhöhen, weil der Gegenstand der Lieferung nachträglich 
an einen anderen Ort als den Erfüllungsort verbracht worden ist, es sei denn, die Verbringung entspricht 
seinem bestimmungsgemäßen Gebrauch.

11.  In dringenden Fällen, z. B. bei Gefährdung der Betriebssicherheit oder zur Abwehr unverhältnismäßiger 
Schäden, hat der Kunde das Recht, den Mangel selbst zu beseitigen und von uns Ersatz der hierzu objektiv 
erforderlichen Aufwendungen zu verlangen. Von einer derartigen Selbstvornahme sind wir unverzüglich, 
nach Möglichkeit vorher, zu benachrichtigen. Das Selbstvornahmerecht besteht nicht, wenn wir berechtigt 
wären, eine entsprechende Nacherfüllung nach den gesetzlichen Vorschriften zu verweigern.

12.  Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist, eine für die Nacherfüllung vom Kunden zu setzende ange-
messene Frist erfolglos abgelaufen ist, beide Arten der Nacherfüllung von uns verweigert wurden oder die 
Nacherfüllung unzumutbar ist, kann der Kunde vom Kaufvertrag zurücktreten, den Kaufpreis mindern (den 
Kaufpreis herabsetzen), Schadensersatz oder Ersatz der vergeblichen Aufwendungen verlangen. Bei einem 
unerheblichen Mangel besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. Unerheblich ist ein Mangel dann, wenn davon 
nur ein Teil der Lieferung betroffen ist, der im Verhältnis zur Gesamtlieferung als geringfügig anzusehen ist.

13.  Ansprüche des Kunden auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergeblicher Aufwendungen bestehen jedoch nur 
nach Maßgabe von Ziffer IX. und sind im Übrigen ausgeschlossen.

14.  Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Kunde nur zurücktreten oder 
kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein freies Kündigungsrecht des Kunden wird 
ausgeschlossen.
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XII. Haftung

1.  syniq haftet bei einer Verletzung von vertraglichen und außervertraglichen Pflichten nach den einschlägi-
gen gesetzlichen Vorschriften.

 
2.  Auf Schadensersatz haftet syniq – gleich aus welchem Rechtsgrund – bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet syniq nur

 a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit;
 
 b)  für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren Erfüllung die 

ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 
Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall ist die Haftung von syniq jedoch 
auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schadens begrenzt;

 
 c)  für Schäden aus dem Verzug mit der Leistung, soweit ein fixer Liefertermin vertraglich vereinbart war;

 d)  soweit sich die Haftung aus einer zwingenden und nicht abdingbaren Haftungsnorm wie insbesondere 
nach dem Produkthaftungsgesetz ergibt;

 e)  soweit wir eine Garantie für die Beschaffenheit der Ware oder das Beschaffungsrisiko übernommen 
haben.

 
3.  Vorstehende Regelung gilt auch bei einer Pflichtverletzung durch gesetzliche Vertreter, Mitarbeiter und 

Erfüllungsgehilfen von syniq.
 
4.  Die vorstehenden Haftungseinschränkungen gelten gleichermaßen für Aufwendungsersatzansprüche des 

Kunden. Solche Ansprüche des Kunden sind beschränkt auf den Betrag des Interesses, welches dieser an 
der Erfüllung des Vertrages hat.

XIII. Schadensersatzansprüche

1.  Soweit sich aus diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen einschließlich der nachfolgenden Bestimmun-
gen nichts anderes ergibt, haften wir bei einer Verletzung von vertraglichen und außervertraglichen Pflich-
ten nach den einschlägigen gesetzlichen Vorschriften.

2.  Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 
Bei einfacher Fahrlässigkeit haften wir nur

 a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit;

 b)  für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 
Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in diesem Fall ist unsere Haftung jedoch auf 
den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schadens begrenzt;

 c)  für Schäden aus dem Verzug mit der Leistung, soweit ein fixer Liefertermin vertraglich vereinbart war;
 
 d)  soweit sich die Haftung aus einer zwingenden und nicht abdingbaren Haftungsnorm wie insbesondere 

nach dem Produkthaftungsgesetz ergibt;

 e)  soweit wir eine Garantie für die Beschaffenheit des Produktes/Mediums oder das Beschaffungsrisiko 
übernommen haben.
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3.  Vorstehende Regelung gilt auch bei einer Pflichtverletzung durch unsere gesetzlichen Vertreter, Mitarbeiter 
und Erfüllungsgehilfen. Die vorstehenden Haftungseinschränkungen gelten gleichermaßen für Aufwen-
dungsersatzansprüche des Kunden. Solche Ansprüche des Kunden sind beschränkt auf den Betrag des 
Interesses, welches dieser an der Erfüllung des Vertrages hat.

XIV. Verjährung
 
1.  Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach-  und 

Rechtsmängeln ein Jahr ab dem Gefahrübergang.

2.  Handelt es sich bei dem Kaufgegenstand jedoch um ein Bauwerk oder eine Sache, die entsprechend ihrer 
üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden ist und dessen Mangelhaftigkeit verursacht 
hat (Baustoff), beträgt die Verjährungsfrist gemäß der gesetzlichen Regelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 
Abs. 1 Nr. 2 BGB).

3.  Auf Schadensersatzansprüche, für die wir gemäß Ziffer XII. dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen haf-
ten, findet die Verkürzung der Verjährungsfrist keine Anwendung.

4.  Unberührt bleiben auch die gesetzlichen Sonderregelungen für die Verjährungsfrist für dingliche Herausga-
beansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB), bei Arglist des Verkäufers (§ 438 Abs. 3 BGB) und für Ansprüche 
im Lieferantenregress bei Endlieferung an einen Verbraucher (§ 479 BGB).

XV. Gerichtsstand, geltendes Recht

1.  Der Abschluss des Vertrages sowie die Vertragsbeziehungen zwischen uns und dem Kunden unterliegen 
ausschließlich dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Anwendung des UN-Kaufrechts ist ausge-
schlossen.

2.  Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten ist unser Geschäftssitz in 
Darmstadt. Wir sind jedoch auch berechtigt Klage am Sitz des Kunden zu erheben.

Hinweis:
Der Kunde nimmt davon Kenntnis, dass wir Daten aus dem Vertragsverhältnis zum Zwecke der  
Datenverarbeitung speichern und uns das Recht vorbehalten, die Daten, soweit für die Vertragserfüllung erforder-
lich, Dritten zu übermitteln. Weiteres ist unserer Datenschutzerklärung zu entnehmen.


